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Eine Milliarde für Österreichs Hochschulen
Welches Satzfragment gehört in welche Lücke?
A. Schreiben Sie die einzelnen Satzteile in die passenden gelben Felder.     ODER:

B. Markieren Sie die einzelnen Satzteile und ziehen sie mit der Maus in die passenden  gelben Felder.
Töchterle wegen Hochschul-Milliarde zuversichtlich

	Φ  aus den Beiträgen in einem Sozialfonds  Φ  begehrte Plätze etwa in einem Musikstudium  Φ  besser gesteuert wissen.  Φ  den Unis überlassen möchte. Φ  eine unterschiedlich hohe Gebühr  Φ  eingehoben und verwendet werden, Φ  für eine Studieneingangsphase,  Φ  kein leeres Versprechen bleiben,


	Österreichs Hochschulen sollen für die Jahre 2013 bis 2015 eine Hochschul-Milliarde bekommen. Die Chancen hierfür schätzt Wissenschaftsminister Karlheinz Töchterle nach Gesprächen mit Finanzministerin Maria Fekter (beide ÖVP*) als sehr gut ein. Studiengebühren sollten autonom von den Unis 

die Obergrenze bei 500 Euro pro 

Semester liegen. Ob die Gebühr dann 100, 500 oder gar 0 Euro beträgt, bestimmen die Institutionen selbst. Ausnahmen etwa für Studienbeihilfebezieher sind ebenfalls vorgesehen. Der Ressortchef kann sich außerdem vorstellen, dass zehn Prozentder Einnahmen
landen, mit dem sozial Bedürftige
unterstützt werden sollen.

Eine weitere Ausnahme kann sich Töchterle bei der Obergrenze der Studiengebühr vorstellen: Für Studierende aus Ländern außerhalb der EU 
 sollen
teurer werden, denn es sei nicht einzusehen, dass der österreichische Steuerzahler für jene aufkommt. Die Unis könnten die Beiträge auch "stunden" ,etwa für die Zeit nach dem Studienabschluss. Für unterschiedliche 
 Studienfächer könnte auch
eingehoben werden. Mit seinen Vorschlägen hofft der Minister jedenfalls, die SPÖ* ins Boot holen zu können.

Töchterle ist auch ein Befürworter von Zugangsbeschränkungen, hier agiere Österreich aber "weltfremd", denn Hochschulen hätten schließlich Kapazitätsgrenzen. Kein Verständnis hat er jedoch

die zum "Rausprüfen" verwendet wird:
"Das ist Betrug an jungen Menschen, das will ich nicht."

Die Hochschul-Milliarde dürfe jedenfalls
forderte die Hochschülerschaft. Industriellenvereinigung und Wirtschaftskammer begrüßten Töchterles Aussagen und wollen den

 Studenten-Zustrom zu einzelnen Fächern
FPÖ*-Wissenschaftssprecher Martin Graf drängte auf "konkrete Zusagen". Auch das BZÖ* sieht das "Unichaos" in diesem Herbst vorprogrammiert. Der Grüne* Wissenschaftssprecher Kurt Grünewald hält Töchterle für "schlitzohrig", wenn dieser die Entscheidung über Studiengebühren
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*
SPÖ = Sozialistische Partei Österreichs


ÖVP = Österreichische Volkspartei (konservativ)


FPÖ = Freiheitliche Partei Österreichs (rechtsnational)


Die Grünen = (Umweltpartei, linksliberal)


BZÖ = Bündnis Zukunft Österreich (rechtsliberal/national)


	Lösung:

Österreichs Hochschulen sollen für die Jahre 2013 bis 2015 eine Hochschul-Milliarde bekommen. Die Chancen hierfür schätzt Wissenschaftsminister Karlheinz Töchterle nach Gesprächen mit Finanzministerin Maria Fekter (beide ÖVP) als sehr gut ein. Studiengebühren sollten autonom von den Unis eingehoben und verwendet werden, die Obergrenze bei 500 Euro pro Semester liegen. Ob die Gebühr dann 100, 500 oder gar 0 Euro beträgt, bestimmen die Institutionen selbst. Ausnahmen etwa für Studienbeihilfebezieher sind ebenfalls vorgesehen. Der Ressortchef kann sich außerdem vorstellen, dass zehn Prozent der Einnahmen aus den Beiträgen in einem Sozialfonds landen, mit dem sozial Bedürftige unterstützt werden sollen. 

Eine weitere Ausnahme kann sich Töchterle bei der Obergrenze der Studiengebühr vorstellen: Für Studierende aus Ländern außerhalb der EU sollen begehrte Plätze etwa in einem Musikstudium teurer werden, denn es sei nicht einzusehen, dass der österreichische Steuerzahler für jene aufkommt. Die Unis könnten die Beiträge auch "stunden" , etwa für die Zeit nach dem Studienabschluss. Für unterschiedliche Studienfächer könnte auch eine unterschiedlich hohe Gebühr eingehoben werden. Mit seinen Vorschlägen hofft der Minister jedenfalls, die SPÖ ins Boot holen zu können.

Töchterle ist auch ein Befürworter von Zugangsbeschränkungen, hier agiere Österreich aber "weltfremd", denn Hochschulen hätten schließlich Kapazitätsgrenzen. Kein Verständnis hat er jedoch für eine Studieneingangsphase, die zum "Rausprüfen" verwendet wird:  "Das ist Betrug an jungen Menschen, das will ich nicht." Die Hochschul-Milliarde dürfe jedenfalls kein leeres Versprechen bleiben, forderte die Hochschülerschaft. Industriellenvereinigung und Wirtschaftskammer begrüßten Töchterles Aussagen und wollen den Studenten-Zustrom zu einzelnen Fächern besser gesteuert wissen.
FPÖ-Wissenschaftssprecher Martin Graf drängte auf "konkrete Zusagen". Auch das BZÖ sieht das "Unichaos" in diesem Herbst vorprogrammiert. Der Grüne Wissenschaftssprecher Kurt Grünewald hält Töchterle für "schlitzohrig", wenn dieser die Entscheidung über Studiengebühren den Unis überlassen möchte.
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